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GmbH   Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

grds.    grundsätzlich 

GroßKomm   Großkommentar 

GWR    Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht 

h.M.    herrschende Meinung 

HGB    Handelsgesetzbuch 

Hrsg.    Herausgeber 

HS    Halbsatz 

HV    Hauptversammlung 

i.d.R.    in der Regel 

i.R.d.    im Rahmen des, der 

i.S.d.    im Sinne des, der 

i.V.m.   in Verbindung mit 

inkl.    inklusive 

IP-Adresse   Internetprotokoll-Adresse 

IT    Informationstechnik 

KGaA   Kommanditgesellschaft auf Aktien 

KK    Kölner Kommentar 

KOM    Europäische Kommission 

K&R    Kommunikation & Recht 

LG    Landgericht 

lit.    litera - Buchstabe 

m.w.N.   mit weiteren Nachweisen 

MüHdb   Münchener Handbuch des Gesellschaftsrechts 

MüKo   Münchener Kommentar 

n.F.    neue Fassung 

NaStraG   Namensaktiengesetz  
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NJW    Neue juristische Wochenschrift 

Nr.     Nummer 

NZG    Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 

öAktG   österreichisches Aktiengesetz 

ÖBA    Bank-Archiv 

OLG    Oberlandesgericht 

Online-HV   Onlinehauptversammlung 

PIN    Persönliche Identifikationsnummer 

PC    Personal Computer 

Präsenz-HV   Präsenzhauptversammlung 

RefE    Referentenentwurf 

RegE    Regierungsentwurf 

REIT    Real Estate Investment Trust 

RGZ    Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsache 

RNotZ   Rheinische Notar-Zeitschrift 

S.    Seite/Satz 

SE    Societas Europaea 

sog.    sogenannter, -e, -es 

TAN    Transaktionsnummer 

TOP    Tagesordnungspunkt 

TransPuG   Transparenz- und Publizitätsgesetz 

u.a.    unter anderem 

u.U.    unter Umständen 

UMAG Gesetz zur Unternehmensintegrität und Modernisie-

rung des Anfechtungsrechts 

v.a.    vor allem 

Var.    Variante 

vgl.    vergleiche 

WpHG   Wertpapierhandelsgesetz 

WM    Wertpapier-Mitteilungen 

z.B.    zum Beispiel 

z.T.    zum Teil 

ZAP    Zeitschrift für die Anwaltspraxis 

ZGR    Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht 

ZHR  Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschafts-

recht 

ZIP    Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 

ZNotP   Zeitschrift für die Notarpraxis 

ZPO    Zivilprozessordnung 
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§ 1 Einleitung 

Am 28. April 2010 hat die Munich RE AG1den Startschuss zur Onlinehauptver-

sammlung in der Praxis gegeben. Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Aktionärs-

rechte-Richtlinie (ARUG) vom 30.07.2009 hatte der deutsche Gesetzgeber in 

§ 118 Abs. 1 S. 2 AktG das Aktienrecht für die Nutzung des Mediums Internet 

weiter geöffnet und die Einführung einer Onlinehauptversammlung ermöglicht. 

Damit könnte umgekehrt die Präsenzhauptversammlung endgültig auf das Ab-

stellgleis geraten. Die Hauptversammlungspräsenzen deutscher Aktiengesell-

schaften sind notorisch gering; im Jahr 2008 lagen sie für die DAX 30-Konzerne 

bei durchschnittlich 55 %.2 Das Phänomen der Nicht-Teilnahme an Entschei-

dungsprozessen ist auch bei Parlamentswahlen festzustellen. Bei der Bundes-

tagswahl 2009 lag die Wahlbeteiligung bei 70,8 %; bei Europawahlen hat sich 

die Wahlbeteiligung in den letzten drei Wahlen bei 43-45 % eingependelt.3 Das 

Fernbleiben wird in beiden Fällen mit sog. rationaler Apathie begründet, also 

dem Gefühl, in Anbetracht des finanziellen und zeitlichen Aufwands lohne sich 

die Teilnahme nicht.4 Gleichzeitig ist die Aktionärsstruktur der Gesellschaften 

deutlich internationaler als noch vor 20 Jahren. Die Teilnahme an Hauptver-

sammlungen ausländischer Gesellschaften ist zwar theoretisch möglich, stellt 

aber allein aus sprachlicher Sicht eine Herausforderung dar. Im 21. Jahrhundert 

ist das Internet zum omnipräsenten Medium geworden, das es ermöglicht, fast 

alle Rechtsgeschäfte an einem Aufenthaltsort nach Wahl erledigen zu können. 

Dieser Herausforderung musste sich auch die Präsenzhauptversammlung stellen. 

Die Ermöglichung der elektronischen Weisung an Stimmrechtsvertreter durch 

das Gesetz zur Namensaktie und zur Erleichterung der Stimmrechtsausübung 

(Namensaktiengesetz – NaStraG) vom 25.01.2001 war zu Beginn des neuen 

Jahrtausends der erste bedeutende Schritt in Richtung Onlinehauptversammlung. 

Mit dem ARUG wurde jetzt der Anfang vom Ende der Präsenzhauptversamm-

                                                           

1  Münchener Rückversicherungs-Gesellschaft Aktiengesellschaft in München, vormals 

kurz Münchener Rück.  

2  Vgl. die tabellarische Aufstellung zu den DAX30-Unternehmen 1998-2008 seitens der 

Deutschen Schutzvereinigung für Wertpapierbesitz, abrufbar unter http://www.dsw-

info.de/uploads/media/HV-Praesenz08.pdf, zuletzt abgerufen am 09.04.2012.  

3  Vgl. tabellarische Aufstellung zur Wahlbeteiligung bei BT-Wahlen seitens des Statisti-

schen Bundesamtes, abrufbar unter http://www.bundeswahlleiter.de/de/bundestags-

wahlen/downloads/bundestagswahlergebnisse/btw_ab49_wahlbeteiligung.pdf; zuletzt 

abgerufen am 09.04.2012; und Wahlergebnisse der Europawahlen, abrufbar unter 

http://www.bundeswahlleiter.de/de/europawahlen/downloads/ew_ab79_ergebnisse.pdf; 

zuletzt abgerufen am 09.04.2012. 

4  Bachmann AG 2011, 181, 190. 


